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Informations-Rundschreiben vom 16. August 2006

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich vermute (und wünsche), daß sich einige unserer Kunden im Urlaub befinden. Trotzdem bleibt
die Rechtsprechung nicht stehen, weswegen ich auf ein paar in der letzten Zeit ergangene Urteile
hinweisen möchte:

BGH zum Umfang der Ersatzpflicht bei Einbruchdiebstahl (17. Mai 2006 - IV ZR 212/05)

In der Kraftfahrzeug-Teilversicherung (Teilkasko) sind bei einem Einbruchdiebstahl in ein Kraftfahrzeug nur
die Schäden am Fahrzeug ersatzpflichtig, die durch die Verwirklichung der Tat entstanden sind oder damit in
adäquatem Zusammenhang stehen.

Tatbestand: Am 1. Mai 2004 schlugen Unbekannte die Fensterscheibe der Fahrertür des bei der Beklagten
teilkaskoversicherten Pkw (Cabrio) Mercedes-Benz 300SL des Klägers ein und entwendeten aus ihm einen
CD-MP3-Player. Die Beklagte ersetzte den CD-MP3-Player und regulierte unter Berücksichtigung der ver-
einbarten Selbstbeteiligung den Schaden an der Fensterscheibe des Fahrzeugs. Die vom Kläger darüber
hinaus begehrten Versicherungsleistungen für an der Karosserie vorhandene Beulen und Kratzer sowie das
an mehreren Stellen aufgeschlitzte Verdeck, nach Darstellung des Klägers ebenfalls bei Ausführung der Tat
verursachte Beschädigungen, lehnte sie ab, da es sich um von der Teilkaskoversicherung nicht umfasste
sog. Vandalismusschäden handele. Der Kläger ist der Ansicht, die Auslegung von § 12 (1) I b AKB, wonach
die Teilversicherung den Ersatz von Beschädigungen des Fahrzeugs "durch Entwendung, insbesondere
Diebstahl" der im Fahrzeug unter Verschluss verwahrten oder an ihm befestigten Teile vorsehe, ergebe,
dass ein bloßer Kausalzusammenhang zwischen Diebstahl und Schaden ausreiche; es werde nicht voraus-
gesetzt, dass die Entstehung des Schadens zur Ermöglichung der Tat unabdingbar notwendig sei.

Entscheidung: In adäquat-kausalem Zusammenhang mit der Entwendung des CD-MP3-Players steht hier
lediglich das Einschlagen der Scheibe, nicht aber die mutwillige Beschädigung von Karosserie und Verdeck,
so dass der Kläger die letztgenannten Schäden nach § 12 (1) I b AKB von der Beklagten nicht ersetzt ver-
langen kann.

BGH zur Wartefrist bei fiktiver Abrechnung (23. Mai 2006 - VI ZR 192/05)

Tatbestand: Der Kläger benutzte nach dem Unfall den zwar beschädigten, aber funktionsfähigen und ver-
kehrssicheren PKW weiter, ohne ihn zu reparieren. Die erforderlichen Reparaturkosten schätzte der von ihm
beauftragte Sachverständige auf 3.216,35 € ohne Mehrwertsteuer, den Wiederbeschaffungswert auf 5.900 €
brutto. Die Beklagte ermittelte einen Restwert von 3.460 € für das beschädigte Fahrzeug. Sie zahlte an den
Kläger den Differenzbetrag zwischen einem Nettowiederbeschaffungswert von 5.086,21 € und dem Restwert
von 3.460 € zuzüglich einer Nebenkostenpauschale von 15 €. Der Kläger begehrt unter Zugrundelegung der
vom Sachverständigen ermittelten Reparaturkosten die weitere Zahlung von 1.606,21 € nebst Zinsen.

Entscheidung: Der Geschädigte kann zum Ausgleich des durch einen Unfall verursachten Fahrzeugscha-
dens, der den Wiederbeschaffungswert nicht übersteigt, die vom Sachverständigen geschätzten Reparatur-
kosten bis zur Höhe des Wiederbeschaffungswerts ohne Abzug des Restwerts verlangen, wenn er das Fahr-
zeug -gegebenenfalls unrepariert- mindestens sechs Monate nach dem Unfall weiter nutzt.

OLG Naumburg zur Bagatellgrenze und zu Sachverständigenkosten (20. Januar 2006, 4 U 49/05)

1. Die sog. Bagatellgrenze, unterhalb derer einem Unfallgeschädigten Sachverständigenkosten nicht ersetzt
werden, ist nicht auf 3.000,- Euro heraufzusetzen. Die gegenteilige Meinung verkennt, dass es dem nicht
sachverständigen Geschädigten schlicht unmöglich ist, bei nicht erkennbar oberflächlichen Schäden, den
Schadenswert selbst zu beurteilen.
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2. Im Rahmen der Prüfung, ob dem Geschädigten ein Anspruch auf Ersatz der Sachverständigenkosten
zusteht, kommt es auf die Frage, ob der Sachverständige in zulässiger Weise nach der Schadenshöhe ab-
rechnen konnte oder aber ob er seinen Zeitaufwand hätte darlegen müssen, nicht an.

Ebenso wie bei der Ersatzfähigkeit von Mietwagenkosten ist es einem Geschädigten vor Erteilung des Gut-
achtenauftrags nicht zuzumuten, „Marktforschung“ zu betreiben und in jedem Fall mehrere Kostenvoran-
schläge von Sachverständigen einzuholen.

3. Allein die Wahl der Schadenshöhe als Abrechnungsmaßstab für Sachverständigenkosten ist weder unge-
eignet, eine Vergütung entsprechend § 315 Abs. 1 BGB zu bestimmen noch kann sie im Rahmen einer Ver-
gütungsvereinbarung als zum Schadensersatz verpflichtende Verletzung von Vertragspflichten des Gutach-
ters angesehen werden.

BGH zur Warnpflicht des Autovermieters bei teuren Unfallersatztarifen (28. Juni 2006, XII ZR 50/04)

Mietet ein Autofahrer nach einem Unfall einen Ersatzwagen, dann muss der Autovermieter unmissverständ-
lich auf drohende Probleme mit der Versicherung hinweisen. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) erstmals
in einem am Montag (7.8.2006) veröffentlichten Urteil entschieden. Der Kunde wisse meist nicht, dass die
Tarife für Ersatzwagen, die von der Haftpflichtversicherung des Unfallverursachers übernommen werden,
durchschnittlich um 100 Prozent höher seien als die Normaltarife für Selbstzahler. Weil diese hohen Sätze
inzwischen nicht mehr durchgängig von den Gerichten anerkannt würden, müsse der Vermieter seine Kun-
den über Risiken bei der Abwicklung aufklären.

Nach den Worten des Karlsruher Gerichts muss die Versicherung zwar nicht auf günstigere eigene oder gar
fremde Angebote hinweisen. Grundsätzlich müsse sich jeder Verbraucher selbst über die Preise informieren
und die Mietkosten möglichst niedrig halten. Eine Aufklärungspflicht besteht dem Urteil zufolge allerdings
dann, wenn der Autovermieter einen deutlich teureren Tarif als die Konkurrenz anbietet und dadurch die
Gefahr entsteht, dass die Versicherung des Unfallverursachers nicht die volle Summe übernimmt. Auf dieses
Risiko müsse der Kunde "deutlich und unmissverständlich" hingewiesen werden.

Damit gab der BGH einem Autofahrer Recht, der für 14 Tage einen Ersatzwagen zum Preis von rund 2.100
Euro mietete. Die Versicherung des Unfallverursachers übernahm nur 750 Euro. Die Klage des Autovermie-
ters gegen den Mieter auf den Differenzbetrag wurde vom BGH abgewiesen.

Der BGH hatte 1996 Unfallersatztarife weitgehend akzeptiert, ist aber in den letzten Jahren zu einer strikte-
ren Praxis übergegangen. Danach muss sich, wer ein Auto mieten will, grundsätzlich nach einem möglichst
günstigen Tarif erkundigen. Nach dem Urteil bleibt es zwar bei dieser Vorgabe. Die Aufklärungspflicht über
mögliche Abwicklungsprobleme begründete das Gericht jedoch damit, dass ein Unfallopfer oft zum ersten
Mal mit einer Autovermietung in Kontakt komme und deshalb keine Erfahrung mit den Preisen habe. (dpa)

Das Rundschreiben macht jetzt, auch aus Gründen der dringend erforderlichen Erholung, ein paar
Wochen Sommerpause (und dazwischen auch mal Urlaub). Nach den Sommerferien wird es si-
cherlich wieder neue Erkenntnisse zum Unfallschaden geben, von denen ich dann wieder berich-
ten werde.

Frank Oesterle


